Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2824 


Sachgebiet 2129 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dichgans, Dr. Gruhl r 
Dr. Schneider (Nürnberg), Dr. Jaeger, Engelsberger 

und Genossen 


betr. Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm vom 30. März 
1971 (BGBl. I S. 28) und Luftverkehrsgesetz 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wann werden die gemäß 

a) § 32 Abs. 1 Nr. l f 15 und 16 LuftVG zu erlassenden 
Durchführungsverordnungen zum Schutz der Bevölke- 
rung vor Fluglärm und Luftverunreinigungen durch Luft- 
fahrzeuge, 

b) § 32 Abs. 5 LuftVG zur Durchführung des Luftverkehrs- 
gesetzes und der dazu ergangenen Rechtsverordnung 
erforderlichen Verwaltungsvorschriften 

erlassen werden? 

2. Wann werden die in § 7 des Fluglärmgesetzes vorgesehe- 
nen Schallschutzanforderungen im Wege der Rechtsverord- 
nung festgesetzt werden? 

3. Wann wird die Bundesregierung bzw. werden die zuständi- 
gen Bundesminister die nach dem Fluglärmgesetz und dem 
Luftverkehrsgesetz vorgesehenen Maßnahmen treffen? 

4. a) Ist der in § 32 a LuftVG vorgesehene Beratende Aus- 

schuß gebildet worden? 

b) Hat der Beratende Ausschuß seine Arbeit aufgenommen? 

c) Welche Personen gehören ihm an? 

5. Ist der Bundesregierung bekannt, ob die nach § 32 b LuftVG 
zu bildenden Lärmschutzkommissionen von den Genehmi- 
gungsbehörden der Länder berufen worden sind? 
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6. Ist der Bundesregierung bekannt, ob und ggf. zu welchem 
Zeitpunkt die Genehmigungsbehörden der Länder die Er- 
richtung und das Betreiben der nach § 19 a LuftVG zwin- 
gend vorgeschriebenen Anlagen zur fortlaufend registrie- 
renden Messung der durch die an- und abfliegenden Luft- 
fahrzeuge entstehenden Geräusche festgesetzt haben? 

7. a) Hält es die Bundesregierung für angebracht, ihre Maß- 

nahmen nach dem Luftverkehrsgesetz, wie es der Bun- 
desminister für Verkehr am 31. August 1971 auf eine 
entsprechende Anfrage des Saarländischen Ministers für 
Wirtschaft und Verkehr angekündigt hat, von der Stel- 
lungnahme der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrs- 
flughäfen, die sich nur gegen das Gesetz ausgesprochen 
hatte, und dessen Mitglieder die finanziellen Lasten für 
die Errichtung und das Betreiben der in § 19 a LuftVG 
vorgeschriebenen Anlagen tragen müssen, abhängig zu 
machen? 

b) Was gedenkt die Bundesregierung bei einer weiteren 
Verzögerung durch die Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Verkehrsflughäfen zu tun? 

8. Ist der Bundesregierung bekannt, welche Maßnahmen die 
zuständigen Landesbehörden getroffen haben, um den Ver- 
pflichtungen gemäß § 29 b Abs. 1 und 2 LuftVG nachzu- 
kommen? 


Bonn, den 12. November 1971 


Dichgans 
Dr. Gruhl 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Dr. Jaeger 
Engelsberger 
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Berger 
Biecbele 
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Burger 
Draeger 
Dr. Evers 

Freiherr von Fircks 
Dr. Frerichs 
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Meister 
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Rösing 
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